Rahmenvertrag Kinder- und Jugendhilfe
Mecklenburg-Vorpommern

vom 9. September 1999

Zwischen

der Liga der Spitzenverbénde der freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e.V. (im
folgenden »Liga«)

und
dem Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern e.V.
und

dem Stadte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e.V.
(im folgenden zusammenfassend »Kommunale Spitzenverbande«)

und

dem Verbund flr soziale Projekte e. V.

wird unter Beteiligung des Landesjugendamtes M-V auf Grundlage des § 78f SGB VIII (KJHG) folgen-
der Rahmenvertrag geschlossen.

Inhaltsverzeichnis
Rahmenvertrag

Anlagen:

1. Mdgliche Inhalte einer Leistungsbeschreibung nach § 2 Abs. 2 des Rahmenvertrages
Entgelt fur einrichtungsindividuelle Grundleistungen, Entgelt fir individuelle Sonderleistungen, Ent-
gelt fur betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach § 3 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung.

2. Info-Katalog

3. Qualitatsmerkmale fur Jugendhilfeeinrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern

§1

(1) Der Rahmenvertrag regelt Grundsatze fur die Vereinbarung von Leistungen, Entgelten und fir die
Prifung der Qualitat der Leistungen



1. fir Betreuung und Unterkunft in einer sozialpddagogisch begleiteten Wohnform (§ 13 Abs. 3
KIHG);
2. in gemeinsamen Wohnformen fir Mitter/Véater und Kinder (8 19 KJHG);
3. zur Unterstutzung bei notwendiger Unterbringung des Kindes oder Jugendlichen zur Erflllung der
Schulpflicht (§ 21 Satz 2 KIJHG);
4. der Hilfe zur Erziehung
a) in einer Tagesgruppe (§ 32 KIJHG),
b) in einem Heim oder einer sonstigen betreuten Wohnform (8§ 34 KJHG) sowie
) in intensiver sozialpadagogischer Einzelbetreuung (8 35 KJHG), sofern sie auRerhalb der eige-
nen Familie erfolgt;
5. der Eingliederungshilfe fiir seelisch behinderte Kinder und Jugendliche in
a) anderen teilstationdren Einrichtungen (8 35 a Abs.1 Satz 2 Nr. 1 Alternative 2 KJHG),
b) Einrichtungen Uber Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen (8 35 a Abs.1 Satz 2 Nr. 4
KIHG);

6. der Hilfe fir junge Volljahrige (8 41 KJHG), sofern diese den in den Nummern 4 und 5 genannten

Leistungen entspricht;

7. zum Unterhalt gemaR § 39 KJHG, sofern diese im Zusammenhang mit Leistungen nach den
Nummern 4 bis 6 gewahrt werden (8 39 Abs. 2 Satz 3 KJHG bleibt unberihrt), sowie

8. zu vorlaufigen MaRnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen gemaf 8§ 42, 43 KJHG,
soweit deren Leistungen stationar oder teilstationar von Tragern der freien und o6ffentlichen Ju-
gendbhilfe erbracht werden.

(2) Der Rahmenvertrag ist fur die Trager, soweit sie unter den o0.g. Spitzenverbanden zu subsumieren
sind, verbindlich.

§2

(1) Unter der MalRgabe des § 78 e KIJHG vereinbart der 6rtliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, in

dessen Bereich die Einrichtung® gelegen ist, mit dem Trager der Einrichtung oder seinem Verband:

— Inhalt, Umfang und Qualitat der Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung),

— Differenzierte Entgelte fir die Leistungsangebote und die betriebsnotwendigen Investitionen (Ent-
geltvereinbarung) und

— Grundsatze und MalR3stabe fir die Bewertung der Qualitat der Leistungsangebote sowie geeignete
Maflnahmen zu ihrer Gewahrleistung (Qualitatsentwicklungsvereinbarung).

(2) Als Grundlagen fur die Leistungsvereinbarung sind die Leistungsbeschreibung der Einrichtung so-
wie die im Rahmen der Betriebserlaubnis nach § 45 KJHG der zustandigen Behorde zu erfillenden
Voraussetzungen zu berilicksichtigen. Dariiber hinausgehende Leistungen kdnnen bei Bedarf zwischen
den ortlichen Tragern der Jugendhilfe und den Tragern der Einrichtung oder seinem Verband verein-
bart werden.

(3) In der Leistungsbeschreibung sind darzustellen:

— Art, Ziel und Qualitat des Leistungsangebotes,

— derin der Einrichtung zu betreuende Personenkreis einschlie3lich der rechtlichen Grundlagen,
— die erforderliche séchliche und personelle Ausstattung,

— die Qualifikation des Personals sowie

— die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung.

(4) Die Leistungsvereinbarung ist Grundlage fiir die Entgeltvereinbarung.

(5) Empfehlungen dazu befinden sich in Anlage 1.

1 Eine Einrichtung im Sinne dieser Vereinbarung ist eine Organisationsform, die nach § 45 KJHG einer Be-
triebserlaubnis bedarf.

—2_



§3

(1) Die Entgeltvereinbarungen sind fur einen zukinftigen Wirtschaftszeitraum abzuschlieBen. Nach-
tréagliche Ausgleiche sind ausgeschlossen.

(2) Es sind leistungsgerechte Entgelte zu vereinbaren. Die Vereinbarungen miussen von den Grundséat-
zen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfahigkeit getragen werden.

(3) Das Entgelt gliedert sich grundsatzlich in ein

— einrichtungsbezogenes Entgelt fir Grundleistungen,

— Entgelt fur individuelle Sonderleistungen,

— Entgelt fur betriebsnotwendige Investitionen.

§4

(1) Das Entgelt fir einrichtungsbezogene Grundleistungen besteht aus
a) einer Erziehungspauschale, welche die Personal- und Sachkosten, die generell fiir alle Kinder
und Jugendlichen in der Einrichtung aufgewendet werden, umfalit;
b) den Kosten fir Unterkunft und Verpflegung und
c) den Kosten fir die besonderen Leistungsbereiche, die allen Kindern und Jugendlichen in der
Einrichtung zur Verfligung stehen,
soweit dig:‘se nicht Bestandteil individueller Sonderleistungen oder der betriebsnotwendigen Investitio-
nen sind.

(2) Individuelle Sonderleistungen sollen auf der Basis der Leistungsbeschreibung der Einrichtung im
Rahmen des Hilfeplanverfahrens entsprechend 8§ 36 Abs. 2 u. 3 KJHG und dessen Fortschreibung
vereinbart werden.

(3) Die Abrechnung individueller Sonderleistungen erfolgt entsprechend der verursachungs-gerecht
zuzuordnenden Personal- und Sachkosten. Die Leistungen kénnen nach Stunden, Tagen oder Pau-
schalbetragen vergutet werden.

(4) Fur mogliche Sonderaufwendungen, die allen Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung in etwa
gleicher Hohe zur Verfligung gestellt werden, kann eine Pauschale vereinbart werden.

85
(1) Die Entgelte werden kalendertaglich berechnet und vergutet.
(2) Das Entgelt ist spatestens bis zum 15. des laufenden Monats fallig.

(3) Vor Aufnahme eines jungen Menschen in die Einrichtung hat der zustandige ortliche Trager der
Jugendhilfe eine schriftliche Kosteniibernahmeerklarung abzugeben. Nach vollzogener Aufnahme sind
dem Trager der Einrichtung unverziglich das anteilige Betreuungsentgelt fur den Aufnahmemonat
sowie das anteilige Taschengeld zu Uberweisen.

(4) Der Aufnahme- und Entlassungstag gelten als ein Betreuungstag; zu vergiten ist der Aufnahmetag.

(5) Eine voraussichtliche Abwesenheit des zu Betreuenden von mehr als 4 Wochen ist dem Trager der
Jugendhilfe unverziglich mitzuteilen. Die vereinbarten Entgelte fur Erziehung und betriebsnotwendige
Aufwendungen werden flr die Dauer von bis zu 4 Wochen weitergezahlt, wenn der junge Mensch vor-
Ubergehend von der Einrichtung abwesend und diese zur Wiederaufnahme bereit ist. Voraussetzung
dafur ist die nachweisliche Erbringung einer sozialpadagogischen Leistung wahrend der Abwesenheit
des zu Betreuenden. Naheres regeln Vereinbarungen vor Ort.

2 Protokollnotiz: Die Vertragsparteien sind sich einig, dal3 die Anlage 2 nicht Bestandteil dieses Rahmenver-
trages ist. Die Leistungsanbieter werden die Anlage 2 als Grundlage ihrer Kalkulation anwenden. Die Ko-
stentrdger nehmen die Anlage 2 zur Kenntnis.



(6) Bei Beurlaubung ist der berechtigten Person, bei der sich der zu Betreuende aufhélt, der in der
Erziehungspauschale enthaltene Bekdstigungssatz fir die Versorgung des Beurlaubten sowie dem
jungen Menschen das Taschengeld zur Verfligung zu stellen.

(7) Das Auszahlungsverfahren des Bekdstigungsssatzes bzw. des Taschengeldes bei Abwesenheit der
zu Betreuenden wird in der Entgeltvereinbarung vor Ort geregelt.

(8) Abweichende Regelungen kdnnen zwischen Einrichtungstrager und Jugendamt vereinbart werden.

§6

(1) Antrage auf Vereinbarungen oder Neuvereinbarungen von Leistungen und Entgelten kénnen vor
Ablauf des Wirtschaftszeitraums gestellt werden und sollten innerhalb von 6 Wochen vereinbart wer-
den.

(2) Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraumes gelten die vereinbarten Leistungen und Vergitungen bis
zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen weiter.

(3) Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veranderungen der Annahmen, die der Entgeltvereinbarung
zugrunde lagen, sind die Entgelte auf Verlangen einer Vertragspartei fur den laufenden Vereinba-
rungszeitraum neu zu verhandeln.

(4) Der ortliche Trager der offentlichen Jugendhilfe erstellt einen vollstandigen Anforderungskatalog
Uber die einzureichenden Unterlagen. Der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe bestatigt unver-
ziiglich den Eingang des Antrages und weist ggf. auf notwendige Anderungen hin. Nach dem schriftlich
bestatigten Eingang der vollstédndigen Unterlagen beginnt die Frist von 6 Wochen (8 78g KJHG).

§7

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, eine Auflistung der getroffenen Entgelt- und Leistungsvereinba-
rungen zu erstellen (Info-Katalog) und auf Antrag den Vertragsparteien zur Verfiigung zu stellen. Die
Vertragsparteien kdnnen mit der Sammlung und der Fihrung der Daten einvernehmlich eine Stelle
beauftragen. Der Info-Katalog wird laufend aktualisiert.

(2) Der Info-Katalog steht den Partnern dieses Rahmenvertrages bei der Auswahl der Einrichtungen
fur das jeweils unterzubringende Kind zur Verfligung.

(3) In den Info-Katalog werden Angaben aus der Leistungs- und Entgeltvereinbarung unter Berlcksich-
tigung der Anlage 3 ibernommen.

§8

(1) Die Entwicklung und Sicherung der Qualitat der Leistungen ist eine permanente Aufgabe der Tra-
ger der Jugendhilfe. Die in der Anlage 4 beschriebenen Qualitatsmerkmale sind zu berucksichtigen.
Die interne Qualitatssicherung ist in geeigneter Form zu dokumentieren.

(2) Der ortliche Trager der Jugendhilfe kann die Qualitat der vereinbarungsgemafl zu erbringenden
Leistungen uberprifen, wenn Anhaltspunkte dafiir vorliegen, daf? die Einrichtung die Betreuung nicht
oder nicht mehr in der vereinbarten Art und Weise erbringt. Er kann seinen kommunalen Spitzenver-
band an der Prifung beteiligen. Der Trager der Einrichtung kann seinen Landesverband beteiligen.
Jede Vertragspartei hat das Recht, den uberortlichen Trager an der Prufung zu beteiligen.

(3) Die Ergebnisse der Priifung flieRen -soweit erforderlich- in die nachste Leistungs- und Entgeltver-
einbarung ein.



§9

(1) Die Partner des Rahmenvertrages verpflichten sich, partnerschaftlich bei einer Uberpriifung ent-
sprechende Erganzungen oder Anderungen vorzunehmen.

(2) Hierzu treffen sich die Partner spatestens bis zum 30.09. des laufenden Jahres.

§10

(1) Der Rahmenvertrag — einschlieBlich der Anlagen — tritt am 1.1.1999 in Kraft. Er kann von jedem
Vertragspartner mit einer Frist von einem halben Jahr zum Jahresende, friihestens zum 31.12.2000,
gekindigt werden. Der kiindigende Vertragspartner ist verpflichtet, innerhalb von 3 Monaten einen
neuen Vertragsentwurf vorzulegen.

(2) Die Vereinbarungen vor Ort nach § 2 Abs. 1 dieses Vertrages sind spatestens mit Wirkung zum
1.1.2000 abzuschlieen.

(3) Alle sonstigen anerkannten Trager der Jugendhilfe in Mecklenburg-Vorpommern kénnen diesem
Vertrag durch schriftliche Erklarungen gegentuiber den Vertragspartnern beitreten.

LIGA der Spitzenverbande der freien Landkreistag
Wohlfahrtspflege Mecklenburg- Mecklenburg-Vorpommern e. V.
Vorpommern e. V.

Verbund fur soziale Projekte e. V. Stadte- und Gemeindetag
Mecklenburg-Vorpommern e. V.



Anlage 1: Mdgliche Inhalte einer Leistungsbeschreibung nach
8 2 Abs. 2 des Rahmenvertrages

Im folgenden sind beispielhaft Punkte aufgelistet, die in eine Leistungsbeschreibung aufgenommen
werden kdnnen. Die Liste der aufgenommenen Punkte ist weder verbindlich noch abschlieend.

1. Gesamteinrichtung

1.1 Kurzbeschreibung

(Kurzbeschreibung der Einrichtung mit dem Ziel der Akzentuierung: »Grobraster« mit wesentlichen
Erkennungsmerkmalen)

Name der Einrichtung:

Trager:

Art der Einrichtung:
Gesamtplatzzahl:

Zielgruppe:

Aufnahmealter:
Aufnahmekriterien/Problembereiche:

AusschlieRende Kriterien:

1.2 Grundsatzliches Selbstverstandnis

zum Beispiel:
— padagogisches Leitbild,
— péadagogische Zielsetzung.

2. Leistungsbeschreibung fur .................... als Basis fur die Ermittlung
des Kostensatzes

2.1 Personenkreis

— Alter,

— Geschlecht,

— Aufnahmekriterien/Ausschluf3kriterien,
— Zielgruppe, ggdf. differenziert dargestellt,
— Rechtsgrundlage nach KJHG.

2.2 Fachliche Ausrichtung
z.B

Differenzierung des padagogisches Leitbildes,
— Differenzierung der padagogischen Zielsetzung.

—-6-—



2.3 Methodische Grundlagen

z.B

heilpadagogische Ausrichtung,
Lebensweltorientierung,
systemische Ansatze.

2.4 Leistungsbereiche

2.4.1 Grundleistungen (8§ 4 Rahmenvertrag)

2.4.1.1 R&umliche Gegebenheiten, Bewirtschaftung

z.B

Standort, ggf. AuRenwohngruppen/Erreichbarkeit,
Raumangebot,
Platzzahl/Gruppenstruktur/Gruppengroiie,

Art der Versorgung.

2.4.1.2 Personal

z.B

— vorgesehene Personalbesetzung und notwendige Qualifikation unter Einbeziehung von Betreu-

ungsart und -intensitat,
padagogisch/therapeutisches Personal,
Wirtschaftsbereich,

Leitung und Verwaltung,

Fortbildung und Supervision.

2.4.1.3 Sozialpadagogische Leistungen

z.B
Allt

Ind

ag/Setting

Alltagsbewaltigung/Alltagsgestaltung,

gestaltete Beziehungen und Bezlige/Beziehungssystem,

wiederkehrende Rhythmen,

Aufgaben und Standardsituationen,

Erflllung der Grundbefirfnisse,

schulische und gesundheitliche Betreuung,

Lern- und Ubungsfeld fiir die Gestaltung des eigenen Lebens und der eigenverantwortlichen Le-
bensfuhrung.

ividuelle Férderung

Forderung individueller Starken sowie sportlicher, musischer, handwerklicher und lebenspraktischer
Fahigkeiten und Fertigkeiten;

intensive erzieherische Auseinandersetzung mit den jungen Menschen und dem Setzen von Gren-
zen.

Eltern- und Familienarbeit

auf den Bedarf abgestimmte Leistungen der Eltern- und Familienarbeit.

Psychologische Leistungen

systematische und kontrollierbare Einflulinahmen,
heilpadagogisches/therapeutisches Milieu,

Unterstitzung und Begleitung der Padagogik,

Integration psychologischer und psychotherapeutischer Leistungen,
Problemanalysen/Begleitung bei Krisenintervention.



Allgemeine sozialpadagogische Leistungen (gruppenibergreifend)
— Beratung und Supervision der pddagogischen Mitarbeiter,

— Leitung und Verwaltung,

— Beteiligung an Hilfeplangesprachen,

— Familien- und Elternarbeit,

— Krisenintervention,

— Einbindung externer Fachdienste,

— schulische Betreuung,

— gesundheitliche Betreuung,

— Diagnostik, sofern nicht individuelle Sonderleistung (4.2),

— therapeutische Leistungen, sofern nicht indiv. Sonderleistung (4.2),
— Erlebnispadagogik.

2.4.1.4 Besondere Leistungsbereiche entsprechend Rahmenvertrag § 4 (1) ¢

2.4.2 Individuelle Sonderleistungen (8 4 Abs. 2 Rahmenvertrag)

z.B.

— Diagnostik, sofern nicht Grundleistung (4.1.3);

— sozialpadagogische und therapeutische Zusatzleistungen, sofern nicht Grundleistung (4.1.3);
— erlebnispadagogische MalRnahmen.

2.4.3 Sonderaufwendungen im Einzelfall (§ 4 Abs. 4 Rahmenvertrag)

z.B.
— Taschengeld und Heimfahrten.

2.5 Malinahmen der Qualitatssicherung
Instrumentarium/Dokumentation

Die Instrumentarien sind/kénnen sehr unterschiedlich (sein). Die Einrichtung soll angeben, welche
Form der Qualitatssicherung sie anwendet. Diese soll mdglichst transparent und nachvollziehbar dar-
gestellt und dokumentiert werden.

Bestandteile einer Leistungsvereinbarung

Die Leistungsvereinbarung soll — aufbauend auf der Leistungsbeschreibung — folgende Punkte umfas-

sen:

a) Benennung der Vertragsparteien (6rtlicher Trager der Jugendhilfe, Einrichtungstrager) unter Anga-
be des Ortes, des Rechtsstatus, der Vertretungs- bzw. Geschéftsiihrungsbefugnisse (Benennung
des Hauptbelegers, soweit er am Zustandekommen der Vereinbarung mitgewirkt hat; vgl. 8 78 c,
SGB VIiI);

b) Benennung der Vereinbarungsgrundlagen — § 78 a-f KJHG, Rahmenvertrag M-V,

¢) Benennung von Inhalt, Umfang und Qualitat der vereinbarten Leistungen;

d) Festlegung des zukiinftigen Vereinbarungszeitraumes.



Anlage 2: Entgelt fur einrichtungsindividuelle Grundleistungen,
Entgelt fur individuelle Sonderleistungen sowie Entgelt fur
betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach 8 3 Abs. 3
der Rahmenvereinbarung.

1. Einrichtungsbezogenes Entgelt fir Grundleistungen (8 3 Abs. 3 ;
8 4 Abs. 1 Rahmenvertrag)

Grundlage der zu vereinbarenden Entgelte flir einrichtungsbezogene Grundleistungen ist die Lei-
stungs-und Qualitatsentwicklungsvereinbarung nach § 2 dieser Rahmenvereinbarung. Es flieRen die in
der jeweiligen Leistungsbeschreibung dargestellten Leistungen ein.

1.1. Erziehungspauschale (8§ 4 Abs. 1 a Rahmenvertrag)

Mit der Erziehungspauschale werden die Personal- und Sachkosten, die generell allen Kindern
und/oder Jugendlichen in der Einrichtung zugute kommen, abgegolten.

Hierzu zahlen

1.1.1 Personal- und Nebenkosten
— Erzieher, Leitung/Verwaltung, Hauswirtschaft,
— Personalnebenkosten,
— Weiterbildung/Supervision, Zentralverwaltung.

1.1.2 Sachkosten
— Wirtschaftsbedarf/Hausverbrauch,
— medizinischer Bedarf,
— Fuhrpark,
— Verwaltungsbedarf,
— Versicherungen,
— Betreuungsbedarf.

1.2. Kosten fiir Unterkunft und Verpflegung (8§ 4 Abs. 1b Rahmenvertrag)

Hierzu zahlen:

Verpflegung;

— Energie (Wasser, Abwasser, Strom, Heizungsaufwand);
— Abgaben, Gebilhren, Wartung von Betriebsausstattungen;
— Versicherungen.

1.3. Kosten fir besondere Leistungsbereiche (§ 4 Abs. 1 c Rahmenvertrag)

Mit den Kosten fir besondere Leistungsbereiche werden besondere konzeptionell begriindete und
anerkannte Leistungen (Personal- und Sachkosten) abgegolten, die allen Kindern und/oder Jugendli-
chen in der Einrichtung zugute kommen (z.B. therapeutische Leistungen).

Hierzu zahlen: 1.3.1 Personal- und Nebenkosten
— Erzieher, Leitung/Verwaltung, Hauswirtschaft,
— Personalnebenkosten (Weiterbildung/Supervision, Zentralverwaltung antei-
lig);

1.3.2 Sachkosten
— Wirtschaftsbedarf/Hausverbrauch,
— medizinischer Bedarf,
— Fuhrpark,
— Verwaltungsbedarf,
— Versicherungen,
— Betreuungsbedarf.



2. Individuelle Sonderleistungen (8 4 Abs. 3 Rahmenvertrag)

Individuelle Sonderleistungen werden nach Stunden, Tagen oder als Pauschalen abgerechnet. Zu
berlicksichtigen sind dabei die verursachungsgerecht zugeordneten Personal-, Sach- und ggf. be-
triebsnotwendigen Investitionskosten bzw. entsprechende Kosten fiir externe Fachkréafte; diese erge-
ben sich entsprechend der Gliederung unter 1.3. der Aufzéhlung.

3. Betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen (8 3 Abs. 3 Rahmenvertrag)

Eine Erhdhung der Vergutung fur Investitionsaufwendungen kann nur dann verlangt werden, wenn der
zustandige Trager der ortlichen Jugendhilfe der Investitionsmal3inahme vorher zugestimmt hat. Forde-
rungen aus o6ffentlichen Mitteln sind anzurechnen.

Zu den betriebsnotwendigen Investitionen zahlen:
— Mieten und Pacht,

— Leasinggebuhren,

— Instandsetzung und Instandhaltung,

— Zinsen,

— Abschreibungen,

— Ersatzbeschaffungen.

Die Ermittlung der anzusetzenden Kosten erfolgt nach den allgemein anerkannten betriebswirtschaftli-
chen Grundsatzen. Grundlagen sind die steuerrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften,
soweit nicht abweichende Regelungen getroffen werden.

Gebihren, Abgaben und Versicherungen im Zusammenhang mit Mietobjekten oder Anlagegutern
werden aus Vereinfachungsgrinden bei der Unterkunft/Verpflegung ausgewiesen.

In allen Ubrigen Féllen erfolgt die Vereinbarung gemal der Verfahrensregelung, die in dieser Anlage
beschrieben sind.

3.1 Mieten, Pachten, Erbbauzinsen, Leasinggebiihren, Nutzung oder Mitnutzung von
Anlagen

Miete bzw. Pacht fir angemietete Gebaude bzw. Gebaudeteile, Miete flr Betriebs- und Geschéaftsaus-
stattungen, Pacht und Erbbauzinsen fir Grundstiicke. Bezuglich der H6he sind grundséatzlich die orts-
Ublichen Preise zu beachten.

3.2 Instandsetzung und Instandhaltung

Gebdaudeinstandhaltung, Instandhaltung von Betriebs- und Geschéftsausstattung, ggf. Personalkosten
fur Instandsetzungszwecke. MaRnahmen zur Instandhaltung sollen die Substanzerhaltung und Ge-
brauchsfahigkeit der Gebaude und anderer abschreibungsfahiger Anlagegiter enthalten. MaZnahmen
der Instandhaltung stellen die Gebrauchsfahigkeit ganz oder teilweise wieder her. Eine Aktivierung
kann in Ubereinstimmung mit den steuerrechtlichen Regelungen nur dann in Betracht kommen, wenn
entweder Wesensartédnderungen oder Substanzvermehrungen oder eine erhebliche Verbesserung
Uber den urspringlichen Zustand hinaus, d. h. eine Generaluberholung vorliegt (Anpassung an den
technischen Fortschritt ist keine erhebliche Verbesserung in diesem Sinne).

3.3 Zinsen

— Zinsen fur kurz- oder mittelfristige Darlehen im Zusammenhang mit der Beschaffung von Ge-
schéfts- und Betriebsausstattung,

— Zinsen fur aufgenommene Fremdmittel, sofern sie fur Tilgungsdarlehen (Annuitatendarlehen) mit
einer vereinbarten Gesamtlaufzeit von langstens 30 Jahren entstehen.

— Die Hohe des Zinssatzes soll die markttblichen Konditionen nicht Gberschreiten.
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3.4 Abschreibungen

Abschreibungen werden von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten entsprechend der betriebs-
gewodhnlichen Nutzungsdauer — unter Berucksichtigung steuerrechtlicher Vorschriften und Bestimmun-
gen — berechnet und erfolgen nach der linearen Methode.

Die Abschreibung fur Gebaude und technische Bauanlagen erfolgt vom Wiederbeschaffungswert.
3.5 Ersatzbeschaffungen

Ersatzbeschaffungen von geringwertigen Wirtschaftsgutern mit Anschaffungskosten bis 800,00 DM
ohne Mehrwertsteuer werden im Jahr der Anschaffung in voller Héhe abgeschrieben.

4. Sonstige Betrage/Ausgleichsbetrage

Aufwendungen, die nicht 1.1., 1.2., 1.3 und 2 direkt zuzuordnen sind, und die mit dem zustandigen
Trager der drtlichen Jugendhilfe zuvor abgestimmt sind, werden hier aufgefuhrt und in der Anlage des
Entgeltantrages gesondert erlautert.

5. Anrechnung von Erstattungen

Die Erstattungen werden unter Pos. 5 — Erstattungen — des Entgeltantrages berlcksichtig und in der
Anlage des Entgeltantrages erlautert.

6. Nebenkosten im Einzelfall

Diese Nebenkosten sind nicht Bestandteil der Erziehungspauschale. Sie erfassen ausschlieflich indi-
viduelle und an der jeweiligen Situation orientierte Aufwendungen. Sie sind vor Beginn der Leistung
bzw. der Malinahmen mit dem Kostentrager abzustimmen.

Hierzu gehoren:

— Barbetrag zur personlichen Verfugung,

— Sonderbekleidung,

— Erwerb des Fuhrerscheins, wenn dies fir den beruflichen Werdegang erforderlich ist,
— notwendige Kosten, die die Krankenkassen nicht Glbernehmen,

— Klassenfahrten von Schulen,

— Beitrage fur den Besuch von Kindertagesstatten,

— im Hilfeplan festgelegte zusatzliche Heimfahrten,

— Ersteinrichtung einer Wohnung zur Verselbstandigung.
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Anlage 3: Info-Katalog

Ziel des Info-Kataloges ist eine umfassende Darstellung des Leistungsangebots von Jugendhilfeein-
richtungen in M-V und die Vergleichbarkeit von Leistungen und Kosten.

Im Info-Katalog werden Angaben aus der Leistungs- und Entgeltvereinbarung aufgenommen. Dies
geschieht anhand des Erhebungsbogens »Datenblatt Info-Katalog«, das durch die Einrichtung ausge-
fullt wird.

Gemeinsam mit dem vereinbarenden o6rtlichen Trager der Jugendhilfe wird die jeweilige Angebotska-
tegorie ausgewahlt.

Folgende Kategorien sind mdglich:

1. Heimerziehung: 1.1. Wohngruppe im Heim
1.2. dezentrale Wohngruppe
1.3. Kleinsteinrichtung bis zu 10 Platzen
1.4. betreutes Einzelwohnen
1.5. betreute Wohngruppe
1.6. betreute Jugendwohngemeinschaft
1.7. familienorientierte Lebensgemeinschaft

2. Mutter-Vater-Kind-Betreuung 2.1. in einer Wohngruppe
2.2. in Einzelbetreuung
3. Tagesgruppe 3.1. eigenstandige Einrichtung

3.2. Teil einer Einrichtung
4. Angebotsformen It. § 21 Satz 2 KIHG
5. Kinder- und Jugendnotdienst It. 88§ 42, 43 KJHG

Die angegebenen Daten werden durch das Landesjugendamt in den Info-Katalog eingearbeitet und
stehen den Vertragsparteien des Rahmenvertrages zur Verfigung.

Bei Bedarf — mindestens einmal jahrlich — wird das Landesjugendamt eine zusammenfassende Aus-
wertung des Info-Kataloges den Mitgliedern des Rahmenvertrages zur Verfugung stellen.

Das Landesjugendamt wird den Vertragsparteien kurzfristig spezifische Daten des Info-Kataloges zur
Hilfe bei der Suche eines geeigneten Platzes fir einen jungen Menschen zur Verfigung stellen.

Datenblatt fir den Info-Katalaog
Die Datenerhebung erfolgt in 2 Bogen — 1. dem Einrichtungsbogen,

2. dem Angebotsbogen, der fir jedes Angebot se-
parat ausgefillt werden muf3.

—12 —



I. Einrichtungsbogen

E.1 Anschrift der Gesamteinrichtung

ID-Nr.

(vom LJA auszuftillen)

Name

Stralle Postfach
PLZ/Ort PLZ/Ort
Telefon Telefax
e-mail

E.2 Trager

Name

StralRe Postfach
PLZ/Ort PLZ/Ort
Telefon Telefax
e-mail

E.3 Spitzenverband (Bitte ankreuzen)

AWO M-V e. V.

Caritasverband fur Vorpommern e. V.

Caritas Mecklenburg e. V.

Diakonisches Werk in der Pommerschen Evang. Kirche

Diakonisches Werk Mecklenburg e. V.

DPWV M-V e. V.

DRK M-V e. V.

Landkreistag M-V

Stadte- und Gemeindetag M-V

Private Verbande

Keinem Verband angehérend

E.4 Vereinbarungspartner

[ Vereinbarungspartner (Jugendamt/Hauptbeleger)
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E.5 Angebote (Bei zutreffender Nummer bitte die jeweiligen Platze angeben.)

Nr. Angebotsname Platze
1 | Heimerziehung 1.1. Wohngruppe im Heim

1.2. dezentrale Wohngruppe

1.3. Kleinsteinrichtung bis 10 Platze

1.4. betreutes Einzelwohnen

1.5. betreute Wohngruppe

1.6. betreute Jugendwohngemeinschaft

1.7. familienorientierte Lebensgemeinschaft
2 | Mutter-Vater-Kind-Betr. 2.1. in einer Wohngruppe

2.2. in Einzelbetreuung
3 | Tagesgruppe 3.1. eigensténdige Einrichtung

3.2. Teil einer Einrichtung
4 | Angebot § 21 4.1.
5 | Angebote §§ 42,43 5.1.

E.6 Grundsatzliches Selbstverstandnis
(Kurze Darstellung zum Selbstverstéandnis der Gesamteinrichtung)

E.7 Instrumentarien der Qualitatsentwicklung
(Kurze Darstellung)
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II. Angebotsbogen (Bitte pro Angebot einen Bogen ausfiillen-vgl. Einrichtungsbogen E.5)

Angebots-Nummer ID-Nummer
(vgl. E.5)

A.1 Betriebserlaubnis

Betriebserlaubnis mit Wirkung vom:

Mitgeteiltes Aktenzeichen:

A.2 Anschrift (soweit abweichend von E.1)

Name

Stral3e Postfach
PLZ/Ort PLZ/Ort
Telefon Telefax
e-mail

A.3 Personenkreis des Angebotes

Gesamtplatzzahl des Angebotes

Gruppenanzahl

minimale Gruppengrol3e

maximale Gruppengrol3e

A.4 Alter der Zielgruppe

minimales Alter

maximales Alter

A.5 Geschlecht der Zielgruppe (bitte ankreuzen)

|:| mannlich |:| weiblich |:| koedukativ

A.6 Spezifische Ausschlul3kriterien

A.7 Kurzaussage zur fachlichen Ausrichtung und methodischen Grundlagen

A.8 Grundleistung (8 4 Rahmenvertrag)

A.8.1. Raumliche Gegebenheiten, Bewirtschaftung:
Eigentumsformen: |:| Miete |:| Pacht |:| Eigentum
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A.8.2. Unterbringung in:

L]

A.8.3. Betreuungsschlissel:

A.8.4. Betreuungspersonal (differenziert nach Stellenanteil und Quallifikation)

Einzelzimmern
Mehrbettzimmern, davon: |:| 2-Bettzimmer
3-Bettzimmer

mehr als 3 Betten

Stellen (VbE)

Berufsbezeichnung

staatlich anerkannte Erzieherin

Dipl. Sozialarbeiterin/Sozialpéddagogin

Dipl. Psychologin

Dipl. Heilpadagogin

Heilerzieherin

vergleichbarer Abschluf3

keine Fachausbildung

A.8.5. Betreuungsintensivat (Zutreffendes bitte ankreuzen)

Schichtdienst mit Nachtbereitschaft

Stundenweise Betreuung

Familienorientierte Betreuung

A.9 Besondere Leistungsbereiche (8 4 Abs. 1 ¢ Rahmenvertrag)

A. 10 Mogliche individuelle Sonderleistungen (8 4 Abs. 2 Rahmenvertrag)

A. 11 Dauer des Wirtschaftszeitraumes

[ Vertragsdauer:

[ Vertragsbeginn:

| Vertragsende:

A 12 Kosten

Kosten pro Platz/Tag:

DM

bei einem Aus-
lastungsgrad von:

%
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Anlage 4: Qualitdtsmerkmale fur Jugendhilfeeinrichtungen
in Mecklenburg-Vorpommern

1. Strukturqualitat

1.1 Personal

Personalbemessungen und GrupengréfRen bzw. sich hieraus ergebende Betreuungsschliissel sowie
Leitung und Verwaltung sind einrichtungsspezifisch auf Grundlage der Leistungsvereinbarung festzu-
legen.

Die Mdglichkeiten zur Teilnahme an Teamberatung, Fortbildung und Supervision ist sicherzustellen,
und die dafiir notwendigen Zeiten sind zu bertcksichtigen. Die Kontinuitat der Betreuung einschliellich
individueller Beratungszeiten ist zu gewahrleisten.

Im Erziehungsdienst sollen nur Personen beschéaftigt werden, die sich fiir diese Aufgabe mit ihrer ge-
samten Personlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe geméRe Ausbildung erhalten haben oder auf-
grund besonderer Erfahrungen in der Lage sind, diese Aufgabe zu erfiillen.

1.2 Flexibilitat

Die Strukturqualitat spiegelt sich auch in der Flexibilitat des Tragers wider, im Rahmen der Tragerphi-
losophie/Leitbild.

— Die qualitativen, quantitativen und zeitlichen Anforderungen an die Mitarbeiter/innen,

— die Betreuungs- und Wohnformen,

— bestimmte Therapieformen bzw. die Beschulungen

sind grundsatzlich zu gewahrleisten sowie diese Bedingungen im Prozeld der Hilfeplanung anzupas-
sen.

2. ProzeRRqualitat

2.1 Hilfeplanung

Die ProzeRqualitat spiegelt sich umfassend in der Hilfeplanung und im Hilfeplan wider. Die Jugen-
damter tragen Verantwortung fiir den Hilfeplan. Auf der Grundlage der Einschéatzungen von Jugendamt
und Einrichtung erfolgt im Rahmen der kontinuierlichen Fortschreibung des Hilfeplans und bei durch-
gehender Betroffenenbeteiligung grundséatzlich die gemeinsame Bewertung des Erreichten, die Analy-
se der getroffenen MalRnahmen und die Festsetzung neuer Ziele. Der Hilfeplan ist schriftlich zu doku-
mentieren.

In diesem Prozel3 sind nachfolgend genannte Gestaltungselemente von besonderer Bedeutung:
Aufnahme, Wechsel und Beendigung der Hilfe.

2.2 Elternarbeit/soziales Umfeld

Die Eltern sind wéahrend der gesamten Hilfegew&éhrung auf mehreren Ebenen zu beteiligen. Ziel ist die
Klarung der familiaren Perspektive, die Forderung und Nutzung der familiaren Ressourcen und die
Absicherung der Entwicklung des Kindes/Jugendlichen.

Der Bezug zum Lebensumfeld mulR grundséatzlich hergestellt bzw. bewahrt werden. Dies erfordert die

Einbeziehung des sozialen Umfeldes des Kindes/Jugendlichen. Sowohl Jugendamt als auch Trager
haben dies zu gewahrleisten.
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3. Ergebnisqualitat

Wesentliches Kriterium fur die Ergebnisqualitat einer Leistung ist das Erreichen der im Hilfeplan fest-
gelegten Ziele.

Grundsatzlich soll sich bei der Festlegung der Ziele und bei der Einschatzung der Ergebnisse der Hilfe
an folgenden Maximen orientiert werden:

— Absicherung eines selbstbestimmten Lebens,

— Bereitschaft des Betroffenen zur Mitarbeit im Hilfeprozel3,

— Identifikation mit der Hilfeleistung,

— Einverstandlichkeit mit der Beendigung einer Hilfe,

— Aktivierung des Selbsthilfepotentials,

— subjektive Einschatzung des Betroffenen zu erreichten Zielen.

—18 —



	Rahmenvertrag Kinder- und Jugendhilfe
	Anlage 1: Mögliche Inhalte einer Leistungsbeschreibung nach
	Anlage 2: Entgelt für einrichtungsindividuelle Grundleistungen,
	Anlage 3: Info-Katalog
	Anlage 4: Qualitätsmerkmale für Jugendhilfeeinrichtungen

